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STADT AHRENSBURG –43. ÄNDERUNG DES FNP 
ÜBERSICHT ÜBER DIE BETEILIGTEN BEHÖRDEN / TÖBS SOWIE  

DIE BEHANDLUNG DER ABGEGEBENEN STELLUNGNAHMEN 
August 2012 

 
 

Nr. Beteiligte Behörden und TÖBS 
 

Stellungnahme 
vom 

 

keine 
Stellungnahme 

mit 
Anregungen/ 

Hinweise 

ohne 
Anregungen 

1. Innenministerium des Landes Schleswig-Holstein 
IV 2 Landesplanung, Stadtentwicklung, Wohnraumförde-
rung, Bau- und Vermessungswesen. Referat IV 22 Regio-
nalentwicklung und Regionalplanung, Landesplanungs-
behörde 
 
 

10.08.2012   X 

2. Innenministerium des Landes Schleswig-Holstein 
IV 2 Landesplanung, Stadtentwicklung, Wohnraumförde-
rung, Bau- und Vermessungswesen. Referat IV 26 Städ-
tebau- und Ortsplanung, Städtebaurecht 
 
 

 X   

3. Innenministerium des Landes Schleswig-Holstein 
Sachgebiet 323 
Landeskriminalamt SG 323 
-Kampfmittelräumdienst- 
 
 

13.08.2012  X  

4. Archäologisches Landesamt Schleswig-Holstein 
 
 

20.08.2012   X 

5. Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Technolo-
gie des Landes Schleswig-Holstein 
 
 

21.08.2012  X  
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Nr. Behörde / TÖB / Sonstige 
 
 

Stellungnahme 
vom 

 

keine 
Stellungnahme 

mit 
Anregungen/ 

Hinweise 

ohne 
Anregungen 

6. Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr Schleswig-
Holstein, NL Lübeck 
 
 

 X   

7. Kreis Stormarn 
Der Landrat 
Fachdienst Planung und Verkehr 
 
 

21.08.2012  X  

8. Naturschutzbund Deutschland e.V. - NABU 
 
 

 X   

9. Kreisbeauftragter für Naturschutz 
 
 

 X   

10. Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland - BUND 
Landesverband Schleswig-Holstein e.V. 
Kreisgruppe Stormarn 
 
 

27.08.2012  X  

11. AG – 29 
Arbeitsgemeinschaft der anerkannten Naturschutzverbän-
de in Schleswig-Holstein 
 
 

23.08.2012   X 

 
12.1 
12.2 
12.3 

Amt Bargteheide – Land 
Gemeinde Todendorf 
Gemeinde Hammoor 
Gemeinde Delingsdorf 
 

 
07.08.2012 
07.08.2012 
16.08.2012 

   
X 
X 
X 

13. Freie und Hansestadt Hamburg 
Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt 
LP 13 
 
 

 X   
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Nr. Behörde / TÖB / Sonstige 
 
 

Stellungnahme 
vom 

 

keine 
Stellungnahme 

mit 
Anregungen/ 

Hinweise 

ohne 
Anregungen 

14.1 
14.2 

Gemeinde Großhansdorf 
 
 
 

09.08.2012 
14.08.2012 

 X  
X 

15. Amt Siek 
 
 

17.08.2012   X 

16. Gemeinde Ammersbek 
 
 

 X   

17. Stadt Ahrensburg 
FD IV 3 – Straßenwesen 
 
 

03.08.2012  X  

 
 
 
 

Hinweis: 
 
Auf den nachfolgenden Seiten sind auf den rechten Blatträndern „Kürzel“ zu den jeweiligen Abwägungsempfeh-
lungen gesetzt. Diese bedeuten: 
 
P = empfohlene Änderungen in der Planzeichnung (und entsprechende Ergänzungen der Begründung) 
B = empfohlene Ergänzungen in der Begründung 
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1. 
 

 

1. 
Innenministerium des Landes Schleswig-Holstein 
IV 2 Landesplanung, Stadtentwicklung, Wohnraumförderung, Bau- 
und Vermessungswesen. Referat IV 22 Regionalentwicklung und 
Regionalplanung - Landesplanungsbehörde 
 
Vom: 10.08.2012 
Az.: IV 223 / Ahrensburg F43Ä 
 
 
 
 
 
 

 



      6 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
a) 
 
 
 
b) 
 
 
 
c) 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
a) 
Kenntnisnahme, dass Ziele der Raumordnung der Planung nicht entge-
genstehen. 
 
b) 
Kenntnisnahme. 
 
 
c) 
Kenntnisnahme. 

 



      7 

3. 

 

3. 
Innenministerium des Landes Schleswig-Holstein 
Sachgebiet 323 
Landeskriminalamt SG 323 
-Kampfmittelräumdienst- 
 
Vom: 13.08.2012 
Az.: 3232 –OD-04-12 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Der Hinweis, dass im Plangebiet das Vorhandensein von 
Kampfmitteln nicht auszuschließen ist, wird als Hinweis in die Begrün-
dung übernommen. Ebenfalls in die Begründung übernommen wird der 
Hinweis, die Flächen vor Bauarbeiten durch das Landeskriminalamt, 
Sachgebiet 323 untersuchen zu lassen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
B 
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4. 

 

4. 
Archäologisches Landesamt Schleswig-Holstein 
 
Vom: 20.08.2012 
Az.: Ahrensburg - Sto 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme, dass keine Bedenken aus archäologischer Sichtweise 
vorgebracht werden. 
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5. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
a) 
 
 
 
 
b) 

 

5. 
Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Technologie des 
Landes Schleswig-Holstein 
 
Vom: 21.08.2012 
Az.: VII 414-553.71-62-001 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
a) 
Die Anbauverbotszone entlang der Landesstrasse 224 (Ostring) wird, wie 
gefordert, nachrichtlich gem. § 29 Abs. 1 und 2 Straßen- und Wegegesetz 
(StrWG) des Landes Schleswig-Holstein in die Planzeichnung übernom-
men. 
 
b) 
Die Festlegung, dass direkte Zufahrten und Zugänge zur freien Strecke 
der Landesstrasse 224 (Ostring) nicht angelegt werden dürfen, wird eben-
falls nachrichtlich übernommen und in der Planzeichnung dargestellt (Be-
reich ohne Ein- und Ausfahrt).  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
P 
 
 
 
 
 
P 
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7. 

 

7. 
Kreis Stormarn 
Der Landrat 
Fachdienst Planung und Verkehr 
 
Vom: 21.08.2012 
Az.: 52/101 
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a) 
 
 
 
 
 
 
 
 
b) 
 
 
 
 
c) 
 
 
 
 
d) 
 
 
 
 
e) 

 

a) 
Kenntnisnahme, das keine grundsätzlichen städtebaulichen Bedenken 
vorgebracht werden. 
 
b) 
Der Hinweis ist korrekt. Da sich jedoch die Planinhalte der 43. Änderung 
erheblich von den ehemals getroffenen Ausweisungen der 35. Änderung 
des Flächennutzungsplans  unterscheiden, werden grundsätzlich alle 
vorgeschriebenen Beteiligungen (4.1, 3.1, 2.2, 4.2 und 3.2 BauGB) 
nochmals durchgeführt. Entsprechend hat sich die Stadt Ahrensburg dazu 
entschlossen, das Aufstellungsverfahren der 35. Änderung des Flächen-
nutzungsplans nicht weiter zu betreiben. Dies wird in die Begründung zur 
43. Änderung des Flächennutzungsplans aufgenommen und klargestellt.  
 
c) 
Die Hinweise zu den verschiedenen Planverfahren werden zur Kenntnis 
genommen. Die in der 43. Änderung des Flächennutzungsplans darge-
stellten Nutzungsausweisungen resultieren aus städtebaulichen Überle-
gungen und Zielvorstellungen, die sich auch in den weiteren Festlegun-
gen zum Bebauungsplan Nr. 82 wiederspiegeln werden. Um das soge-
nannte Entwicklungsgebot gem. § 8 Abs. 2 BauGB („Bebauungspläne 
sind aus den Flächennutzungsplan zu entwickeln“) zu wahren, hat sich 
die Stadt Ahrensburg dazu entschlossen, das Aufstellungsverfahren zur 
43. Änderung des Flächennutzungsplans zeitlich vorzuziehen. Ein zügiger 
Abschluss der Aufstellungsverfahren (und die dann erreichte Rechtssi-
cherheit) liegt im Übrigen auch im Interesse der Stadt Ahrensburg. 
 
d) 
Der Hinweis zum § 2 Abs. 4 BauGB i.V.m. Nr. 2d der Anlage 1 zum 
BauGB betrifft ausschließlich den Inhalt des Umweltberichts. Dieser muss 
jedoch zum Zeitpunkt der frühzeitigen Beteiligungen gem. § 3 Abs. 1 
BauGB und § 4 Abs. 1 BauGB noch nicht erstellt sein. Für die Entwurfs-
fassung der 43. Änderung des Flächennutzungsplans wird der Umweltbe-
richt vorgelegt werden und wird dann auch Bestandteil der Plandokumen-
te für die Beteiligungen gem. § 3 Abs. 2 BauGB und § 4 Abs. 2 BauGB. 
 
e) 
Kenntnisnahme, das von der UNB keine Bedenken vorgebracht werden. 

 
 
 
 
 
B 
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f) 
 
 
 
g) 
 
 
 
 
h) 
 
 
 
 
 
 
 
i) 
 
 
 
j) 
 
 
 
k) 
 
 
l) 
 
m) 

 

f) 
Kenntnisnahme, das aus Sicht des umweltbezogenen Gesundheitsschut-
zes keine Bedenken vorgebracht werden. 
 
g) 
Kenntnisnahme, das aus Sicht der unteren Bodenschutzbehörde keine 
Bedenken vorgebracht werden. 
 
h) 
Kenntnisnahme, das aus Sicht der Wasserwirtschaft keine Bedenken 
vorgebracht werden. 
 
i) 
Kenntnisnahme, das aus Sicht der unteren Denkmalschutzbehörde keine 
Bedenken vorgebracht werden. 
 
j) 
Kenntnisnahme, das aus Sicht des vorbeugenden Brandschutzes keine 
Bedenken vorgebracht werden. 
 
k) 
Die Anbauverbotszone entlang der Landesstrasse 224 (Ostring) wird, wie 
gefordert, nachrichtlich gem. § 29 Abs. 1 und 2 Straßen- und Wegegesetz 
(StrWG) des Landes Schleswig-Holstein in die Planzeichnung übernom-
men. Der Anregung wird entsprochen. 
 
l) 
Die Darstellung der öffentlichen Grünfläche mit der Zweckbestimmung 
„Randeingrünung“ ist städtebaulich entbehrlich und maßstäblich auf FNP-
Ebene unverhältnismäßig. Der Bereich der Randeingrünung wird als Flä-
che der öffentlichen Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Freizeit und 
Aufenthalt“ zugeschlagen. 
 
m) 
Werden innerhalb der nachrichtlich übernommenen Anbauverbotszone 
Pflanzmaßnahmen innerhalb der öffentlichen Grünfläche durchgeführt, 
werden vorab entsprechende Abstimmungen mit dem Landesbetrieb 
Straßenbau und Verkehr erfolgen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
P 
 
 
 
 
 
P 
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n) 
 
 
 
 
 
o) 
 
 
 
 
p) 
 
 
 
q) 
 
r) 
 
 
s) 

 

n) 
Der Anregung wird entsprochen. Die sogenannte „Kordellinie“ wird durch 
eine durchgezogene schwarze Linie ersetzt. 
 
o) 
Der Anregung wird entsprochen. Die Darstellung der öffentlichen Grünflä-
che mit der Zweckbestimmung „Randeingrünung“ ist städtebaulich ent-
behrlich und maßstäblich auf FNP-Ebene unverhältnismäßig. Der Bereich 
der Randeingrünung wird als Fläche der öffentlichen Grünfläche mit der 
Zweckbestimmung „Freizeit und Aufenthalt“ zugeschlagen. Pflanzmaß-
nahmen können hier auch ohne die Zweckbestimmung „Randeingrünung“ 
erfolgen. 
 
p) 
Die Anbauverbotszone entlang der Landesstrasse 224 (Ostring) wird, wie 
gefordert, nachrichtlich gem. § 29 Abs. 1 und 2 Straßen- und Wegegesetz 
(StrWG) des Landes Schleswig-Holstein in die Planzeichnung übernom-
men. Der Anregung wird entsprochen. Die weiteren Hinweise werden zur 
Kenntnis genommen. 
 
q) 
Der Hinweis ist korrekt, die entsprechenden Angaben in der Begründung 
werden korrigiert. 
 
r) 
Der Hinweis ist korrekt, die entsprechenden Angaben in der Begründung 
werden korrigiert. 
 
s) 
Die textlichen Erläuterungen zur Planungshistorie (u.a. auch Erläuterun-
gen zu einer zwischenzeitlichen Ausweisung eine Multifunktionsplatzes 
im Rahmen eines ehemals dargestellten Sondergebietes) sind letztend-
lich wesentlicher Bestandteil der städtebaulichen Herleitung und Begrün-
dung zu den nunmehr getroffenen Planinhalten der 43. Änderung des 
Flächennutzungsplans. Die Aussage der „Konfliktbewältigung zu einem 
späteren Zeitpunkt“ wird jedoch, um Missverständnisse zu vermeiden, 
aus der Begründung genommen. Der Anregung wird teilweise entspro-
chen. 
 

 
P 
 
 
 
P 
 
 
 
 
 
 
 
 
P 
 
 
 
 
 
 
B 
 
 
 
B 
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10. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
a) 
 
 
 
b) 
 
c) 

 

10. 
Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland - BUND 
Landesverband Schleswig-Holstein e.V. 
Kreisgruppe Stormarn 
 
Vom: 27.08.2012 
Az.: 
 
a) 
Die langfristige stadtentwicklungsplanerische Zielsetzung im Bereich des 
Gewerbegebietes Beimoor-Süd eine größere Sportanlage zu errichten, 
wird (wie in der Begründung auch klar dargestellt) weiterhin aufrecht er-
halten. Dies ist jedoch hier nicht Bestandteil bzw. planerischer Inhalt der 
43. Änderung des Flächennutzungsplans. Die sonstigen städtebaulichen 
Einschätzungen des BUND werden geteilt. 
 
b) 
Bei der langfristigen Umsetzung der sportlichen Anlage nördlich des Ost-
rings bekommt die überörtliche (fuß- und fahrradmäßige) Anbindung an 
die Kernstadt Ahrensburg eine besondere Bedeutung und Wichtigkeit. 
Dies ist jedoch hier nicht Bestandteil bzw. planerischer Inhalt der 43. Än-
derung des Flächennutzungsplans. 
 
c) 
Der ÖPNV bedient bereits jetzt das Gewerbegebiet Beimoor-Süd durch 
die Buslinie 469 mit Haltestelle „Am Hopfenbach“  mit geringer Entfernung 
zu den Grünflächen bzw. der langfristig konzipierten sportlichen Anlage 
(vgl. Netzkarte des ÖPNV auf der nächsten Seite). Der Hinweis zur Ver-
siegelungsproblematik wird zur Kenntnis genommen, die Schaffung von 
Parkplatzflächen ist jedoch nicht Bestandteil bzw. planerischer Inhalt der 
43. Änderung des Flächennutzungsplans. 
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1  
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11. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
a) 
 
 
b) 

 

11. 
AG – 29 
Arbeitsgemeinschaft der anerkannten Naturschutzverbände in 
Schleswig-Holstein 
 
Vom: 23.08.2012 
Az.: Sr / - 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
a) 
Kenntnisnahme. 
 
 
b) 
Die AG-29 wird im Rahmen des nächsten Verfahrensschritts nach § 4 
Abs. 2 BauGB als Träger öffentlicher Belange ein weiteres Mal beteiligt 
werden. 
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12.1 

 

12.1 
Amt Bargteheide – Land / Gemeinde Todendorf 
 
Vom: 07.08.2012 
Az.: 622.22 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
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12.2 

 

12.2 
Amt Bargteheide – Land / Gemeinde Hammoor 
 
Vom: 07.08.2012 
Az.: 622.22 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
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12.3 

 

12.3 
Amt Bargteheide – Land / Gemeinde Delingsdorf 
 
Vom: 16.08.2012 
Az.: 622.22 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
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14.1 

 

14.1 
Gemeinde Großhansdorf 
 
Vom: 09.08.2012 
Az.: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Vorschlag einer interkommunalen Zusammenarbeit bei der langfristig 
vorgesehenen Sportstättenentwicklung wird positiv zur Kenntnis genom-
men. 
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14.2 

 

14.2 
Gemeinde Großhansdorf 
 
Vom: 14.08.2012 
Az.: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
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15. 

 
 

15. 
Amt Siek 
 
Vom: 17.08.2012 
Az.: 61.10/20 - Planung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
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17. 

 

17. 
Stadt Ahrensburg 
FD IV 3 – Straßenwesen 
 
Vom: 03.08.2012 
Az.: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bei der langfristigen Umsetzung der sportlichen Anlage nördlich des Ost-
rings bekommt die überörtliche (fuß- und fahrradmäßige) Anbindung an die 
Kernstadt Ahrensburg eine besondere Bedeutung und Wichtigkeit und ist 
zum gegebenen Zeitpunkt ohne Zweifel gutachterlich zu untersuchen und 
zu lösen. 
Die nunmehr ausgewiesene öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestim-
mung „Freizeit und Erholung“ soll jedoch vornehmlich Aufenthaltsmöglich-
keiten für im Gewerbegebiet Beschäftigte gewährleisten und hat somit 
weitgehend nur örtlichen Charakter. Insofern relativiert sich daher die Prob-
lematik des Überquerens des Ostrings, auch deshalb weil Qerungsmög-
lichkeiten in den Kreuzungsbereichen des Kornkamps – Süd / Ostring und 
am Beimoorweg / Ostring durchaus vorhanden sind (jedoch nicht, wie der 
Fachdienst Straßenwesen richtig anmerkt, in Richtung der Straße Fanny-
höh). 

 

 


